
BayBG: Art. 88 Antragsteilzeit

Art. 88  Antragsteilzeit 
 
(1) Beamten und Beamtinnen mit Dienstbezügen soll auf Antrag die Arbeitszeit bis auf die Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit und bis zur jeweils beantragten Dauer ermäßigt werden, soweit dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen.

(2) 1Dem Antrag nach Abs. 1 darf nur entsprochen werden, wenn der Beamte oder die Beamtin sich 
verpflichtet, während des Bewilligungszeitraums außerhalb des Beamtenverhältnisses berufliche 
Verpflichtungen nur in dem Umfang einzugehen, in dem nach Art. 81 ff. den vollzeitbeschäftigten Beamten 
und Beamtinnen die Ausübung von Nebentätigkeiten gestattet ist. 2Ausnahmen hiervon sind nur zulässig, 
soweit dies mit dem Beamtenverhältnis vereinbar ist. 3Wird die Verpflichtung nach Satz 1 schuldhaft 
verletzt, soll die Bewilligung widerrufen werden.

(3) 1Die zuständige Dienstbehörde kann auch nachträglich die Dauer der Teilzeitbeschäftigung 
beschränken oder den Umfang der zu leistenden Arbeitszeit erhöhen, soweit zwingende dienstliche 
Belange dies erfordern. 2Sie soll eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung oder den Übergang 
zur Vollzeitbeschäftigung zulassen, wenn die Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht zumutbar ist 
und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

(4) 1Wenn zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen, soll die Bewilligung der 
Teilzeitbeschäftigung nach Abs. 1 in der Weise zugelassen werden, dass zunächst während eines Teils des 
Bewilligungszeitraums die Arbeitszeit bis zur regelmäßigen Arbeitszeit erhöht und diese 
Arbeitszeiterhöhung während des unmittelbar daran anschließenden Teils des Bewilligungszeitraums durch 
eine entsprechende Ermäßigung der Arbeitszeit oder durch eine ununterbrochene volle Freistellung vom 
Dienst ausgeglichen wird. 2Der gesamte Bewilligungszeitraum darf höchstens zehn Jahre betragen.

(5) 1Treten während des Bewilligungszeitraums einer Teilzeitbeschäftigung nach Abs. 4 Umstände ein, 
welche die vorgesehene Abwicklung der vollen oder teilweisen Freistellung unmöglich machen, ist ein 
Widerruf abweichend von Art. 49 BayVwVfG auch mit Wirkung für die Vergangenheit in folgenden Fällen 
zulässig:

1.  bei Beendigung des Beamtenverhältnisses,
 
2.  beim Dienstherrnwechsel,

 
3.  bei Gewährung von Urlaub nach Art. 90 Abs. 1 Nr. 2 in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung 
oder

 
4.  in besonderen Härtefällen, wenn dem Beamten oder der Beamtin die Fortsetzung der 
Teilzeitbeschäftigung nicht mehr zuzumuten ist.

 
2Der Widerruf darf nur mit Wirkung für den gesamten Bewilligungszeitraum und nur in dem Umfang 
erfolgen, der der tatsächlichen Arbeitszeit entspricht.

(6) 1Wird langfristig Urlaub nach einer anderen als der in Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 genannten Vorschrift bewilligt, 
verlängert sich der Bewilligungszeitraum um die Dauer der Beurlaubung. 2Auf Antrag oder aus dienstlichen 
Gründen kann die Bewilligung widerrufen werden.


